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13:15 – 14:15 Uhr

Zwecklos, aber sinnvoll. Menschsein zwischen Geschenk und Produkt
Prof. Dr. theol. Peter Schallenberg│Lehrstuhl für Moraltheologie│Theologische Fakultät Paderborn

14:15 – 15:15 Uhr

Ein Kind um jeden Preis? Ethische Fragen der Reproduktionsmedizin
Mag. Susanne Kummer│Institut für Medizinische Anthropologie und Bioethik│Wien

16:00 – 17:00 Uhr

Fortpflanzungsmedizin in Deutschland: Ist die Gesetzgebung noch zeitgemäß?
Prof. Dr. Paul Cullen│Centrum für Laboratoriumsmedizin am Universitätsklinikum│Münster

Die Fachtagung wird auch live übertragen. Den Link zum Livestream erhalten Sie nach erfolgter Anmeldung.
Die virtuelle Teilnahme ist kostenfrei.

Weitere Informationen und Anmeldung: www.bundesverband-lebensrecht.de/fachtagung

Bundesverband Lebensrecht e.V.
Landgrafenstraße 5 – 10787 Berlin
berlin@bv-lebensrecht.de – www.bundesverband-lebensrecht.de

Reproduktionsmedizin –
Fortschritt oder Irrweg?

Fachtagung│Berlin│17.09.2021│Freitag

Spendenkonto:
DE21 3706 0193 6006 2570 10

kaputt?

V O N P AT R I C K S E N S B U R G

Wenn man eine Kolumne mit Worten wie
Bürokratieabbau oder Verwaltungsmoder-
nisierung beginnt, hören die meisten Lese-
rinnen und Leser schon auf weiterzulesen.
Darum dieser provokative Titel, denn die
Funktionsfähigkeit des Staates ist imma-
nent wichtig und sollte uns alle interessie-
ren. Spätestens, wenn Menschen sich mit
dem Schlagwort „Staatsversagen“ in der
Flüchtlingskrise oder der COVID-19-Pan-
demie gänzlich vom Staat abkehren und zu
Reichsbürgern oder Selbstverwaltern wer-
den, muss es Aufgabe von Demokraten
sein, die Abläufe in unserem Land zu hin-
terfragen. Gilt Deutschland traditionell als
gründlich organisiert und bürokratisch,
muss man leider feststellen, dass zahlrei-
che Strukturen in den letzten Jahrzehnten
abgebaut oder zumindest stark verkleinert
wurden. Warum konnten wir Flüchtlinge
nicht bei uns geordnet empfangen, regist-
rieren und dann entweder individuell auf-
nehmen, bis hin zur Zuwanderung oder
zurückführen? Warum testen wir nach
anderthalb Jahren Corona-Pandemie
immer noch nicht alle Einreisenden an
Flughäfen? Und warum gibt es in
Deutschland keine funktionsfähigen Sire-
nen mehr, die uns vor Katastrophen war-
nen können? Während die Ministerialbü-
rokratie auf Landes- und Bundesebene in
den letzten Jahren fast kontinuierlich ge-
wachsen ist, schrumpfte die Verwaltung
auf kommunaler Ebene unter Stichworten
wie „Lean Management“ oder „Neues
Steuerungsmodell“. Ist der Sachbearbeiter
im Bauamt krank, wartet man lange auf
seine Baugenehmigung, denn Parallel-
strukturen gibt es weitestgehend nicht
mehr. Andere Strukturen, wie der Bevöl-
kerungs- und Katastrophenschutz wurden
zurückgefahren oder vernachlässigt. Glei-
ches gilt für Polizei und Bundeswehr und
zahlreiche andere Behörden.

Der Staat muss
effizient dienen

Wie bekommen wir unseren Staat nun
aber wieder funktionsfähig? Zum einen
müssen wir erkennen, dass es eine gewisse
staatliche Grundstruktur gibt, die wir nicht
reduzieren dürfen, auch wenn es gerade
keine Katastrophe gibt oder die Verbre-
chenszahlen sinken. Diese Strukturen
dürfen wir auch nicht privatisieren, son-
dern müssen sie ganz traditionell und
konservativ erhalten. Eine Warn-App er-
setzt eben nicht eine deutschlandweit
funktionierende Struktur mit Sirenen und
deren kontinuierliches Testen an Samsta-
gen, so wie das früher der Fall war.
Zum anderen müssen wir uns in den Be-
reichen verschlanken, wo wir gesunden
Menschenverstand vor Ort durch immer
detailliertere Einzelfallregelungen erset-
zen wollen. Mit dem Buch „Neustaat:
Politik und Staat müssen sich ändern“
kommen hier sehr interessante Ideen aus
der CDU/CSU-Fraktion im Bundestag.
Diese müssen aber auch auf Länder- und
Bundesebene umgesetzt werden.
Ein funktionierender Staat ist nicht nur
Voraussetzung dafür, dass Bürger und
Wirtschaft arbeiten können, sondern auch
für die Akzeptanz aller Akteure in dem
Staat ganz grundsätzlich. Darum müssen
wir unseren Staat schnell hin zu einem
effizient dienenden Staat reformieren.
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Der Autor ist CDU-Bundestagsabge-
ordneter. Die Kolumne erscheint in
Kooperation mit der KSZ. Foto: Privat
Der Einzelhandel hat unter der Pandemie gelitten. Die CSU will die Fußgängerzonen füllen, indem sie den Sonntagsschutz lockert. An vier Sonntagen sollen ohne
speziellen Anlass Läden geöffnet sein können. Foto: dpa

Streit um den

Sonntag

Die CSU will den lokalen Handel durch eine Änderung der Sonntagsruhe stärken.
Katholische Verbände und der DGB protestieren V O N H E I N R I C H W U L L H O R S T

Die CSU will den lokalen Handel nach der
Pandemie stärken. Große Online-Plattfor-
men dürften nicht zur „Verödung unserer
Innenstädte führen“. So heißt es im Wahl-
programm der Christsozialen. Eine der
Ideen zur Umsetzung stößt allerdings auf
massiven Widerstand.

So will die CSU künftig vier verkaufsoffe-

Dieser stehe „den fehlgeleiteten Vorstellun-
gen von einer Rettung der Innenstädte mit
maximalen Ladenöffnungszeiten an sieben
Tagen der Woche schon lange im Weg“. Die
von der CSU in ihrem „Bayernplan“ als Vi-
sion präsentierte Gesellschaft werde und
könne es so nicht geben. „Ohne einen ga-
rantierten, gemeinsamen Ruhetag werden

Reichsverfassung übernommen, in der es
hieß: „Der Sonntag und die staatlich an-
erkannten Feiertage bleiben als Tage der
Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung
gesetzlich geschützt.“ Sie geht auf die Ge-
werbeordnungsnovelle vom 1. Juni 1891 von
Kaiser Wilhelm II. zurück.

vollziehbar“, betont die Sprecherin. Kurz-
fristig und mit Blick auf einen kraftvollen
Neustart sollten Handelsbetriebe die Mög-
lichkeit erhalten, ihre Türen an den restli-
chen Sonntagen dieses Jahres zu öffnen. So
hätten Händlerinnen und Händler die
Chance, einen Teil der in den Lockdown-
Monaten verlorenen Umsätze nachzuholen
Der Mensch als Pro

ne Sonntage ermöglichen, ohne dass Märk-
te, Messen oder Sonderveranstaltungen
einen konkreten Anlass dafür bieten. „Da-
mit aber greift die CSU auch aus kommer-
ziellen Rücksichten nicht nur den vom Bun-
desverwaltungsgericht immer wieder bestä-
tigten Kern der Absicherung des Sonntags-
schutzes an, sondern auch die Verfassungs-
garantie der Sonntagsruhe selbst“, kritisiert
der Bundespräses der Katholischen Arbeit-
nehmerbewegung (KAB) Stefan B. Eirich.
Er sieht in dem Plan aus Bayern eine „klare
Marginalisierung des Sonntagsschutzes“.
dukt

es die von der CSU für die gesellschaftliche
Zukunft gerne bemühten Familien schwer
haben als solche zu leben“, betont Eirich.
Auch das Ehrenamt werde durch die Sonn-
tagsöffnungen belastet. Die von der CSU
benannten Werte „Brauchtum, Tradition
und Heimat“ würden ohne gemeinsamen
Zeitaufwand für ihre Pflege zu Abziehbil-
dern verkommen.

In der Tat ist der Schutz des Sonntags im
Grundgesetz für die Bundesrepublik
Deutschland geregelt. Dort hat man in Arti-
kel 140 die Vorschrift aus der Weimarer
CSU: „Generelle Freigabe
lehnen wir strikt ab“

Ein Sprecher der CSU betont gegenüber
dieser Zeitung: „Unser Vorschlag bedeutet
nicht das Ende der Sonntagsruhe.“ Es han-
dele sich vielmehr um eine kleine Anpas-
sung der bisherigen Regelung. Die vier Tage
würden eine klare Stärkung der Innenstäd-
te und des lokalen Handels bedeuten. Gera-
de für touristischen Regionen sei das wich-
tig. „Da geht es um Zukunftsperspektiven
und Arbeitsplätze in Branchen, die beson-
ders unter der Corona-Pandemie gelitten
haben. Ihnen wollen wir in einer sehr
schwierigen Phase unter die Arme greifen“,
ergänzt der Parteisprecher. Im Übrigen ge-
höre der Schutz von Sonn- und Feiertagen
zur DNA der CSU. „Wir stehen fest an der
Seite der Kirchen. Eine generelle Freigabe
des Sonntags für Ladenöffnungen lehnen
wir strikt ab“, heißt es weiter aus der
Münchner Parteizentrale.

Kritik an dem Vorschlag der CSU kommt
auch aus den Reihen des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes. „Mit ihren Plänen be-
kennt sich die CSU offen zum Verstoß
gegen das Grundgesetz“, kritisiert die kom-
missarische Vorsitzende des DGB Bayern,
Verena Di Pasquale. „Seit Ausbruch der
Pandemie haben diese Beschäftigten im
wahrsten Sinne des Wortes den Laden am
Laufen gehalten. Wann, wenn nicht am
Sonntag, sollen sie die dringend benötigten
Erholungspausen erhalten und Zeit mit
ihren Familien verbringen“, fragt die Ge-
werkschaftsvertreterin. Weitere Entgren-
zungen bei der Arbeitszeit werde man daher
nicht akzeptieren.

Ganz anders sieht es der Handelsverband
Deutschland (HDE). Auf Anfrage dieser
Zeitung teilt eine Sprecherin mit, Sonntags-
öffnungen ohne Anlassbezug seien ein ers-
ter Schritt. Der Handel setze sich für eine
Enttabuisierung der Sonntagsöffnung ein.
Wie der Besuch im Restaurant oder im Mu-
seum sei auch der Einkaufsbummel Teil der
Freizeitgestaltung. „Dass der Einzelhandel
hier gegenüber anderen Einrichtungen sys-
tematisch benachteiligt wird, ist nicht nach-
und der Wochenendbesuch in der Innen-
stadt werde attraktiver. Langfristig fordert
der Verband, dass verlässlichere Rahmen-
bedingungen für gelegentliche, rechtssiche-
re Sonntagsöffnungen geschaffen werden.

Die Position der Katholiken in Wirtschaft
und Verwaltung (KKV) fällt da differen-
zierter aus. „Ich persönlich befürchte, dass
die gesellschaftlichen Realitäten in den
letzten Jahren unsere christlichen Über-
zeugungen vielfach bereits unwiderruflich
ad absurdum geführt haben“, betont der
KKV-Vorsitzende Josef Ridders. Vom
Internetgiganten bis zur supermarktähnli-
chen Tankstelle, auf großen Bahnhöfen und
Flughäfen oder in Kurgebieten sei bereits
heute jeden Sonntag mehr Konsum mög-
lich, als man es auf den ersten Blick wahr-
haben wolle und beeinflussen können.
„Wer möchte denn schon freiwillig auf seine
frischen Sonntagsbrötchen verzichten, da-
mit der Bäcker einen Ruhetag mit seiner
Familie hat“, fragt Ridders. Für den KKV
als katholischer Wirtschafts- und Sozialver-
band sei diese Diskussion eine besondere
Herausforderung. „Grundsätzlich glauben
wir, dass Kaiser Konstantin im Jahr 321
sehr gut und weise gehandelt hat, als er den
Sonntag erstmalig zum gesetzlichen Ruhe-
tag erklärt hat“, hebt der KKV-Vorsitzende
hervor. Eine grundsätzliche Aufhebung des
Sonntagsschutzes sei für ihn deshalb aus
vielen Gründen indiskutabel.

KKV warnt vor
Zeigefinger-Reaktionen

Die von der CSU vorgeschlagene Rege-
lung sieht Ridders als eine für alle Beteilig-
ten vertretbare Lösung an: „Dem können
und sollten wir uns auch als Katholiken
nicht grundsätzlich verschließen.“ Wunsch-
denken helfe der Kirche nicht weiter, wenn
dies bei der großen Mehrheit der Menschen
auf taube Ohren stoße. „Wir sollten zu
unseren Grundsätzen und Positionen ste-
hen, aber nicht starr auf ihnen verharren.
Wir müssen überzeugen, die Menschen ge-
winnen und nicht mit dem Zeigefinger dro-
hen“, ist Ridders überzeugt.


